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Einleitung
Substanzbezogene Störungen sind häu
fige Erkrankungen. Es ist ärztliche Auf-
gabe, in Diagnostik und Therapie dem 
individuellen Betroffenen zu helfen. Zu-
dem sind substanzbezogene Störun-
gen von hoher gesundheitspolitischer 
Bedeutung. Wie andere Zivilisations-
krankheiten sind sie mit dem Lebens-
stil westlicher Gesellschaften verbun-
den. Schwerpunkte dieses Aufsatzes 
sind die Epidemiologie substanzbezoge-
ner Störungen, die negativen Folgen des 
Suchtmittelkonsums auch jenseits der 
Folgen für das betroffene Individuum 
sowie verhältnispräventive Maßnahmen 
zur Minderung des Suchtmittelkonsums.

Epidemiologie
Der Konsum psychoaktiver Substanzen 
ist in Deutschland häufig. So ist der Al-
koholkonsum (Liter reinen Alkohols pro 
Kopf der Bevölkerung im Alter ab 15 
Jahren/Jahr) in Deutschland im Ver-
gleich zum Durchschnitt der EU erhöht 
(10,6 l/Jahr versus 10 l/Jahr) (epidemio-
logische Daten hier und im Folgenden 
nach der Deutschen Hauptstelle für 
Suchtfragen [DHS], Jahrbuch Sucht 2026 
[4]). Über Jahre betrachtet ist der Alko-
holkonsum allerdings in Deutschland 
rückläufig (im Jahr 2012: 11,7 l). 68,6 Pro-
zent der Bevölkerung geben an, in den 
letzten 30 Tagen Alkohol konsumiert zu 
haben. Unter diesen geben 27 Prozent 
Rauschtrinken (mindestens fünf Stan-
darddrinks bei einer Trinkgelegenheit; 
ein Standarddrink entspricht zum Bei-
spiel 0,3 l Bier) und 24,4 Prozent einen 
riskanten Konsum an, also eine Kon-
summenge, die das Risiko für die Mani-
festation alkoholbezogener Erkrankun-
gen erhöht.

Die Prävalenz der Alkoholabhängigkeit 
(nach DSM-IV [Diagnostic and Statisti-
cal Manual of Mental Disorders, 4. Auf-
lage]) wird mit 2,16 Millionen Personen 
(4,2 Prozent der Bevölkerung im Alter 
von 18 bis 64 Jahren) angegeben, die 
Prävalenz des Alkoholmissbrauchs mit 
1,7 Millionen Personen (3,3 Prozent der 
Bevölkerung).

Die 12-Monatsprävalenz des Konsums 
von Cannabis beträgt 9,8 Prozent, die 
Zahl der Cannabisabhängigen wird auf 
515.000 Personen (ein Prozent der Be-
völkerung im Alter von 18 bis 64 Jahren) 
geschätzt, die Zahl der Personen mit 
Cannabismissbrauch auf 257.000 Per-
sonen (0,5 Prozent der Bevölkerung). 
Auf Jahrzehnte betrachtet ist die Rau-
cherquote rückläufig, sie beträgt nach 
aktuellen Zahlen 33,7 Prozent. Die Zahl 
der Opiatabhängigen wird auf 170.000 
Personen geschätzt. Für die sogenann-
ten harten Drogen (Kokain, Heroin) ist 
die 12-Monatsprävalenz mit Werten 
um ein Prozent deutlich niedriger als 
für Alkohol, Cannabis und Nikotin. Die 
Zahl der Personen mit Medikamenten-
abhängigkeit wird auf 1,5 bis 1,9 Millio-
nen Personen geschätzt. Im Vorder-

grund stehen hierbei Sedativa, insbe-
sondere Benzodiazepine, sowie Opio-
idanalgetika [8]. Während die anderen 
substanzbezogenen Störungen män-
nerwendige Erkrankungen sind, sind 
von medikamentenbezogenen Störun-
gen vorrangig Frauen betroffen. Auffäl-
lig ist hier zudem, dass die Zahl der Be-
troffenen mit dem Alter zunimmt.

Negative Folgen des Suchtmittel-
konsums – jenseits der Folgen 
für die Konsumenten
Es ist unmittelbar einleuchtend, dass 
substanzbezogene Störungen wegen 
ihrer Häufigkeit, ihres oft chronisch-
rezidivierenden Verlaufs sowie der 
assoziierten körperlichen und psychi-
schen Erkrankungen eine erhebliche 
Belastung des Gesundheitssystems zur 
Folge haben. Beispiele für Folgeerkran-
kungen sind alkoholbedingte Leberer-
krankungen, cannabisinduzierte Psy-
chosen, Hepatitis C bei intravenösem 
Drogenkonsum oder Frakturen nach 
Stürzen unter Benzodiazepinen, insbe-
sondere bei alten Menschen. 

Für substanzbezogene Erkrankungen 
wird ein umfangreiches Hilfesystem 
vorgehalten. Dieses ist zum Teil kran-
kenkassenfinanziert, zum Beispiel Sta-
tionen zur qualifizierten Entzugsbehand-
lung und Substitutionsambulanzen für 
Opioidabhängige. Weitere Leistungs-
träger sind insbesondere die Kommu-
nen (Suchtberatungsstellen) sowie die 
Rentenversicherer (Suchtfachkliniken 
zur Entwöhnungsbehandlung). Eine 
Kennziffer für die Belastung des Ge-
sundheitssystems durch substanzbe-
zogene Störungen ist die Zahl statio
närer Aufnahmen Betroffener. Mit 
229.853 Behandlungsfällen war im Jahr 
2024 die „psychische und Verhaltens-
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störungen durch Alkohol (F 10)“ die 
achthäufigste Diagnose für eine statio-
näre Aufnahme in Deutschland. Bei 
Männern belegte diese Diagnose sogar 
Platz 3 [4].

Psychoaktive Substanzen verändern 
das Verhalten der Konsumenten. Inso-
fern greifen die negativen Folgen des 
Suchtmittelkonsums weit über die ge-
sundheitlichen Folgen hinaus. So ist der 
Alkoholkonsum wohl durch die Minde-
rung der Impulskontrolle erheblich mit 

Delinquenz verbunden [7]. Bei verschie-
denen Delikten stehen die Tatverdäch-
tigen oft unter Alkoholeinfluss: 47,5 Pro
zent bei Widerstand gegen die Staats-
gewalt, 18 Prozent bei Gewaltkrimina-
lität, 12,7 Prozent bei Mord, 21,7 Pro-
zent bei Totschlag/Tötung sowie 19,1 
Prozent bei der gefährlichen Körperver-
letzung [4]. Die Zahl der Alkoholunfälle 
im Straßenverkehr (mindestens ein al-
koholisierter Beteiligter) wurde 2024 
mit 14.787 Unfällen angegeben. Hierbei 
kamen 198 Personen zu Tode, das sind 
7,2 Prozent aller Verkehrstoten.

Weitere soziale Folgen des Suchtmit-
telkonsums (nicht nur des Konsums 
von Alkohol) sind zum Beispiel Arbeits-
unfähigkeit/vorzeitige Berentung, Fehl
zeiten am Arbeitsplatz, Betriebsunfälle, 
Produktionsausfall, häusliche Gewalt, 
Überforderung in der Kindererziehung 

und in Hinblick auf illegale Drogen die 
Drogenkriminalität. Die gravierenden 
sozialen Folgen des Suchtmittelkon-
sums spiegeln sich auch in den Berech-
nungen der volkswirtschaftlichen Kos-
ten. Hierzu werden für den Konsum 
von Alkohol die volkswirtschaftlichen 
Kosten mit 57,04 Milliarden Euro/Jahr 
angegeben. Hiervon betreffen die di-
rekten behandlungsbezogenen Kosten 
aber nur 16,59 Milliarden Euro/Jahr. 
Diesen immensen Kosten stehen nur 
vergleichsweise geringe Einnahmen 
des Staates durch Alkoholsteuern von 
3,03 Milliarden Euro gegenüber [4]. 
Analoge Untersuchungen zum Niko-
tinkonsum zeigen ebenfalls, dass die 
volkswirtschaftlichen Kosten weit hö-
her sind als die Einnahmen des Staates 
durch die Tabaksteuer [4]. 

Bedeutung der Prävention
In Anbetracht des individuellen Leides 
durch substanzbezogene Störungen 
wie auch der immensen negativen so-
zialen Folgen ist die Prävention sub
stanzbezogener Störungen von erheb-
licher Bedeutung. Die Entwicklung vom 
gelegentlichen zum regelmäßigen und 
gegebenenfalls zum abhängigen Kon-
sum vollzieht sich in der Interaktion 
von Individuum und Suchtmittel. Diese 
Entwicklung ist multifaktoriell bedingt 
(genetische Disposition, psychische Er-
krankungen et cetera). Eine allen ab-
hängigkeitsinduzierenden Substanzen 
gemeinsame Eigenschaft ist die Akti-

vierung des dopaminergen Belohnungs
systems des Gehirns durch Suchtmit-
telkonsum. Die wiederholte Aktivierung 
dieses Systems führt dazu, dass im 
Sinne eines verstärkten und so erlern-
ten Verhaltens die Wahrscheinlichkeit 
für weiteren Suchtmittelkonsum steigt 
[6].

Die skizzierten individuellen Entwick-
lungen erfolgen unter gesellschaftli-
chen Bedingungen, die die Gefahr einer 
Abhängigkeit erhöhen oder mindern 
können. Psychobiologische Vorausset-
zung für die Entwicklung einer Abhän-
gigkeit ist der regelmäßige Konsum ei-
nes Suchtmittels. Daher mindern ge-
sundheitspolitische Maßnahmen, die 
die Wahrscheinlichkeit des regelmäßi-
gen Konsums reduzieren, das Risiko der 
Abhängigkeitsentwicklung. Die Verfüg-
barkeit eines Suchtmittels ist hierbei 
ein wesentlicher Einflussfaktor auf die 
Häufigkeit des Konsums. Die Verfüg-
barkeit eines Suchtmittels ist abhängig 
vom Preis, der Verbreitung von Ver-
kaufsstellen, der Länge von Verkaufs-
zeiten wie auch dem rechtlichen Status 
eines Suchtmittels. In Hinblick auf 
Alkohol besteht in Deutschland eine 
hohe Verfügbarkeit gemäß all dieser 
Kriterien. So ist der Preis in Deutsch-
land niedriger als im EU-Durchschnitt 
[10]. Alkohol wird in Deutschland nicht 
in lizensierten Fachgeschäften wie et-
wa in Skandinavien verkauft, sondern 
zum Beispiel auch an Tankstellen (!). 
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Insbesondere in Großstädten kann Al-
kohol rund um die Uhr gekauft werden 
(„Spätis“, Tankstellen). 

Weitere Einflussfaktoren für den 
Suchtmittelkonsum sind soziale und 
kulturelle Normen. In Deutschland be-
steht eine traditionelle Trinkkultur [9]. 
Die Mehrheit der Bevölkerung trinkt 
aktuell Alkohol (siehe oben). Alkohol-
konsum ist vielfach selbstverständ
licher Bestandteil von Bräuchen und 
Freizeitgestaltung. Die „Normalität“ des 
Alkoholkonsums in verschiedenen sozi-
alen Kontexten wird zudem durch die 
massive Bewerbung alkoholischer Ge-
tränke „gefördert“. So werden für 2024 
die Ausgaben für die Bewerbung alko-
holischer Getränke mit 465 Millionen 
Euro angegeben [4]. Soziale und kultu-
relle Normen zum Alkoholkonsum er-
schweren die Ablehnung des Alkohol-
konsums in sozialen Situationen. 

Bei präventiven Maßnahmen unter-
scheidet man Verhältnisprävention 
(generelle Beeinflussung von Lebens-
welten), Verhaltensprävention (Förde-
rung der Gesundheitskompetenz von 
Individuen) sowie die Therapie des 
kranken Individuums zur Vermeidung 
von Folgeschäden. Bei einer Abwägung 
von Aufwand und Effekt auf die Bevöl-
kerung ist die Verhältnisprävention von 
besonderer Wirksamkeit. Vor diesem 
Hintergrund propagiert die Weltgesund
heitsorganisation (WHO) zur Präven
tion alkoholbezogener Störungen die 
sogenannte SAFER-Strategie [5] (siehe 
Tabelle S. 6).

Schlussbemerkungen
Nach dem Public Health Index belegt 
Deutschland im Vergleich zu anderen 
EU-Ländern einen hinteren Platz (nicht 
nur) in Hinblick auf die Verhältnisprä-
vention substanzbezogener Störungen 
[1]. Hier sind gesundheitspolitische Ak-
tivitäten gerade auch der Ärzteschaft 
zum Beispiel zur Durchsetzung der 

SAFER-Strategie gefordert. Ein vorsich-
tiger Optimismus für die Erfolgsaus-
sichten solcher Aktivitäten ist durch-
aus begründet: Die Prävalenz von 
Suchtmittelkonsum und substanzbe-
zogenen Störungen ist nicht in Stein 
gemeißelt. So betrug die Raucherquote 
bei Männern 1950 90 Prozent [3], je-
doch 2025 nur noch 38,5 Prozent [4]. 
Auch ist der Anteil der Nieraucher unter 
den Jugendlichen (12- bis 17-Jährige) 
auf gut 80 Prozent gestiegen [2]. Diese 
Entwicklung wurde auch durch Maß-
nahmen der Verhältnisprävention un-
terstützt, zum Beispiel ab 1975 staat
liche Reglementierung der Tabakwer-
bung, ab 2002 Verbesserung des Nicht-
raucherschutzes [4]. 

Aktuelle Maßnahmen der Verhältnis
prävention betreffen die Einschränkung 
des Verkaufs von Lachgas durch Unter-
stellung unter das Neue-psychoaktive-
Stoffe-Gesetz (in Kraft 12. April 2026), 
der Gesetzentwurf zur Abschaffung 
des begleiteten Trinkens (im parlamen-
tarischen Verfahren) oder der Kabi-
nettsbeschluss zur Steuererhöhung für 
Alkohol und der Bundestagsbeschluss 
zur Steuererhöhung für Nikotinproduk-
te ab 2027. 

Für Politiker wichtig zu wissen: Die 
Mehrheit der Bevölkerung spricht sich 
für verhältnispräventive Maßnahmen 
aus, zum Beispiel höhere Steuern für 
Alkoholika und Tabak [1]. Ein strategi-
sches Hemmnis für die Umsetzung 

verhältnispräventiver Maßnahmen in 
Deutschland ist die zersplitterte Zu-
ständigkeit für verschiedene Maßnah-
men. So ist für Preisgestaltung über 
Besteuerung von Alkoholika das Bun-
desfinanzministerium zuständig, für 
die Ladenöffnungszeiten sind es die 
Bundesländer, für ein Verbot von Alko-
holkonsum an bestimmten Orten die 
jeweiligen Kommunen. Die Entwicklung 
einer übergreifenden Gesamtstrategie 
zur Durchsetzung verhältnispräventiver 
Maßnahmen ist geboten. ■
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